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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 02/10 „Westlich des Siekbachs“ 

 

 

Stadtteil: Helpup 

Plangebiet: Zwischen Goldstraße und Mühlenstraße 

 

 

Verfahrensstand:  Erneuter Entwurf 

 Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a (3) BauGB 

 

1 Änderungsgebiet und Vorbemerkungen 

Der rd. 5,05 ha große räumliche Geltungsbereich der 28. Änderung des Flächennutzungsplanes 

liegt im Nordwesten von Helpup. Die Planung berührt in der Gemarkung Helpup gelegene Flächen 

in den Fluren 2, 9 und 12.  

 

Der Geltungsbereich der Änderung ist im Plan selbst durch Planzeichen festgesetzt. 

 

Die Begründung ist gem. § 5 (5) BauGB beigefügt. Sie ist unterteilt in: 

− Teil A:  Ziele und Zwecke sowie wesentliche Auswirkungen der Planung 

− Teil B:  Umweltbericht (separat), Bertram Mestermann Büro für Landschaftsplanung, 

 (Warstein, 06/2025) 

2 Planungsanlass und Standortwahl 

Die Stadt Oerlinghausen hat sich in den vergangenen Jahren verstärkt auf die Innenentwicklung 

zur Bereitstellung von Baulandflächen konzentriert. Durch Nachverdichtung und die Ausnutzung 

bereits vorhandener Wohnbauflächen konnte so eine sehr gute Verdichtungsquote im Vergleich 

zum Landesdurchschnitt in NRW erzielt und ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden erreicht 

werden. Zur Nachverdichtung verfügbare Flächen und die damit verbundenen Bebauungsmöglich-

keiten sind mittlerweile jedoch nur noch eingeschränkt vorhanden oder können aufgrund der ei-

gentumsrechtlichen Situation nicht für eine städtebauliche Entwicklung aktiviert werden. Aufgrund 

der regionalen Einbindung der Stadt Oerlinghausen mit ihrer Lage zwischen dem westlich gelege-

nen Oberzentrum Bielefeld und dem östlich gelegenen Mittelzentrum Detmold verzeichnet Oer-

linghausen seit einigen Jahren Wanderungsgewinne, die besonders in der Altersgruppe der „Fami-

liengründer“ überdurchschnittlich stark ausfallen. Die hohe Nachfrage drückt sich dadurch aus, 

dass sich bereits ca. 250 Interessentinnen und Interessenten für ein Baugrundstück im Plangebiet 

gemeldet haben, ohne dass es offiziell eine Warteliste o. ä. gibt. Der Wohnungsleerstand wird für 

Helpup im Zensus 2011 mit einem Wert von 3–5 % angegeben und bewegt sich dabei in etwa auf 

dem Niveau der erforderlichen Fluktuationsreserve, sodass der Leerstand der Nachfrage nicht aus-

kömmlich gegenübergestellt werden kann. 

Anlass für die Planung ist mithin die anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken, spe-

ziell in Helpup, in Verbindung mit fehlenden Reserven an Baugrundstücken in den beplanten Be-

reichen bzw. als Baulücken. 

 

Die Planungsziele sehen eine wohnbauliche Entwicklung in verschiedenen Nachfragesegmenten 

vor. Dabei wird ein Angebot im Bereich des kleinteiligen und individuellen Wohnungsbaus 
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(freistehende Ein- bis Zweifamilienhäuser, Doppelhäuser und Reihenhäuser) geschaffen, aber vor 

allem mit dem Ziel der Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum und in Anbetracht einer sich 

verschiebenden Nachfrage auch die Möglichkeit zur Errichtung von Mehrfamilienhäusern eröffnet. 

Nicht zuletzt soll ein Teilbereich des Wohngebietes nach den Maßstäben einer Klimaschutzsiedlung 

entwickelt werden, um einen Beitrag zu klimafreundlichen und besonders energieeffizienten Sied-

lungsstrukturen zu schaffen. Aufgrund der Größe des geplanten Wohngebietes wird zudem eine 

neue Kindertagesstätte mit eingeplant, da erfahrungsgemäß junge Familien in derartige Neubau-

gebiete ziehen, die eine entsprechende Nachfrage nach Betreuungsplätzen auslösen.  

 

Die Bauleitplanung steht damit im Einklang mit den im Baugesetzbuch formulierten Aufgaben und 

Grundsätzen der Bauleiplanung: Die Planung ist gemäß § 1 (3) BauGB erforderlich, um eine geord-

nete städtebauliche Entwicklung zu ermöglichen und steht zudem im Einklang mit den in § 1 (6) 

BauGB benannten und insbesondere in der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belangen, da 

sie der Schaffung von Wohnraum dient. 

 

Um die planungsrechtliche Zulässigkeit für die geplante wohnbauliche Siedlungsentwicklung zu 

erreichen, wird der Bebauungsplan Nr. 01/20 „Westlich des Siekbachs“ aufgestellt. Die Aufstellung 

des Bebauungsplanes bedarf wiederum der gegenständlichen 28. Änderung des Flächennutzungs-

planes, um auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung im Sinne des § 8 (2) BauGB die Voraus-

setzungen für die verbindliche Bauleitplanung zu schaffen. Die 28. Änderung des Flächennutzungs-

planes und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 01/20 „Westlich des Siekbachs“ werden im 

Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB durchgeführt. Die Geltungsbereiche des Bebauungsplanes 

Nr. 01/20 und der 28. Änderung des Flächennutzungsplanes sind dabei nicht identisch, da weite 

Teile des geplanten Wohngebietes im Flächennutzungsplan bereits als Wohnbauflächen darge-

stellt sind (siehe hierzu auch Kap. 5).  

3 Situationsbeschreibung 

Der überwiegende Teil des geplanten Wohngebietes stellt sich als landwirtschaftliche/ackerbauli-

che Nutzfläche dar. Lediglich im Zentrum des freien Feldes ist ein tiefes Grundstück an der Müh-

lenstraße mit einer Vegetation aus Nadelgehölzen bestanden. Die für das geplante Wohngebiet 

vorgesehene Fläche wird im Norden von der Bahnlinie Lage–Bielefeld und der Mühlenstraße mit 

ihrer straßenbegleitenden Bebauung begrenzt. Die Bebauung an der Mühlenstraße ist mit Aus-

nahme des Bioladens „Helpuper Mühle“ am westlichen Ende der Mühlenstraße ausschließlich 

wohnbaulich genutzt und weist beidseitig eine Mischung aus ein- bis zweigeschossiger Einfamili-

enhausbebauung und Wohnungen im Geschosswohnungsbau mit bis zu vier Geschossen auf. Im 

Osten wird der Planbereich durch den Verlauf des Siekbachs und die diesen begleitenden Grün-

strukturen eingefasst. Im Süden wird die für das neue Wohngebiet vorgesehene Freifläche durch 

die kleinteilige Wohnbebauung an der Lortzingstraße und der Grabbestraße sowie die an der 

Nordseite überwiegend wohnbaulich angebaute Goldstraße begrenzt. Die Bebauung an der Gold-

straße weist neben überwiegend zweigeschossigen Wohngebäuden ein dreigeschossiges Mehrfa-

milien-Wohnhaus (Goldstraße 70) und das Betriebsgelände eines Garten- und Landschaftsbauun-

ternehmens und damit grundsätzlich die Prägung eines allgemeinen Wohngebietes auf. 

Westlich grenzt der Schillerweg an den Planbereich an, der die kleinteilige Wohnsiedlung Schiller-

weg/Kleistweg erschließt. Neben einem Reihenhaus im Eckbereich Goldstraße/Schillerweg weist 

diese Siedlung ausschließlich eine ein- bis zweigeschossige Einzelhausbebauung auf. 
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Entlang der nördlichen Grenze des Planbereiches verläuft mit dem parallel zur Bahnlinie verlau-

fenden „Mühlenpatt“ eine nicht ausgebaute Fußwegeverbindung zwischen der Mühlenstraße und 

dem Schillerweg. Im Südosten ist zwischen der provisorisch angelegten Wendeanlage der Lortzing-

straße eine ebenfalls unbefestigte Fußwegeanbindung an die östlich gelegenen Siedlungsbereiche 

an der Straße Im Heidsiek vorhanden. 

 

Die Buslinie 769 (Lage – Asemissen) bietet über die Haltestelle „Bahnhofstraße Mitte“ eine Anbin-

dung an den ÖPNV. Von dort werden die Haltestellen „Helpup Bahnhof“ und „Oerlinghausen Bahn-

hof“ im Stundentakt angefahren, die wiederum weitere Verbindungen nach Bielefeld und Lemgo 

bieten. 

4 Ziele der Raumordnung  

Bauleitpläne sind gem. § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

 

Mit der Darstellung von ASB für den gesamten Planbereich im Regionalplan OWL liegen aus raum-

ordnerischer Sicht die grundlegenden Voraussetzungen für die geplante wohnbauliche Entwick-

lung vor. Zur Anpassung der Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung gemäß § 1 (4) BauGB 

wurde eine Anfrage gemäß § 34 Landesplanungsgesetz (LPlG) bei der Bezirksplanungsbehörde der 

Bezirksregierung Detmold gestellt. Mit Schreiben vom 01.06.2022 teilt die Bezirksregierung Det-

mold mit, dass gegen die Bauleitplanung keine raumordnungsrechtlichen Bedenken bestehen. 

 

 
Abbildung: Regionalplan OWL, Ausschnitt ohne Maßstab 
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5 Darstellung der Flächennutzung 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Oerlinghausen stellt die für eine wohnbauli-

che Entwicklung vorgesehenen Flächen bereits in weiten Teilen als Wohnbauflächen dar. Der nach-

stehenden Abbildung 3 ist eine Überlagerung des Geltungsbereiches des im Parallelverfahren 

gem. § 8 (3) BauGB in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 01/20 „Westlich des Siek-

baches“ und des aktuellen Flächennutzungsplanes zu entnehmen.  

Im Nordosten des Geltungsbereiches ist eine Teilfläche als Flächen für die Landwirtschaft und ent-

lang der Südseite der Mühlenstraße eine gemischte Baufläche dargestellt. Zudem durchläuft im 

derzeitigen Flächennutzungsplan die Darstellung einer geplanten „Haupterschließung“ das Plan-

gebiet, wodurch das inzwischen überholte Planungsziel einer Verbindungsstraße zwischen der 

Goldstraße und der Bahnhofstraße ausgedrückt wurde.  

 

 
Abbildung 1: Aktueller Flächennutzungsplan, Auszug mit Darstellung des Geltungsbereiches des Bebau-

ungsplanes Nr. 01/20 

  

Im Rahmen der 28. Änderung des Flächennutzungsplanes werden die Flächen für die Landwirt-

schaft, die gemischten Bauflächen und die Haupterschließung zugunsten einer Darstellung von 

Wohnbauflächen zurückgenommen. Darüber hinaus vergrößern sich die als „Wasserflächen“ dar-

gestellten Flächenanteile, da durch die Zurücknahme der (nicht mehr) geplanten Haupterschlie-

ßung ein Lückenschluss des dargestellten Verlaufes des Siekbaches vorgenommen wird, der bis-

lang durch die dargestellte Haupterschließungsstraße unterbrochen wurde. Die Darstellung der 

„Wasserschutzzone“ wird unverändert übernommen und überlagert den Änderungsbereich voll-

ständig. 
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Die geplante Änderung der Darstellung hat folgende Größenordnung: 

 

Art der Bodennutzung gem. Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Wohnbauflächen  
gem. § 5 (2) Nr. 1 BauGB 

1,38 ha 4,98 ha 

Gemischte Bauflächen 
gem. § 5 (2) Nr. 1 BauGB 

0,49 ha ------- 

Haupterschließungsstraßen (geplant) 
gem. § 5 (2) Nr. 3 BauGB 

0,58 ha ------- 

Wasserflächen 
gem. § 5 (2) Nr. 7 BauGB 

0,06 ha 0,07 ha 

Flächen für die Landwirtschaft  
gem. § 5 (2) Nr. 9a BauGB 
 

2,54 ha ------- 

 Gesamt 5,05 ha 5,05 ha 

 

     
Abbildung 2:  28. Änderung des Flächennutzungsplanes (links: Aktuell; rechts: Planung) 

6 Belange der Umwelt 

Die 28. Änderung des Flächennutzungsplanes wird im Parallelverfahren gem. § 8 (2) BauGB mit der 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 02/10 „Westlich des Siekbachs“ durchgeführt. Die Darstel-

lung der nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes / der 

voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen (Umweltprüfung), die naturschutzrechtliche 

Eingriffsregelung gemäß § 1a BauGB i. V. m. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie das Auf-

zeigen von Maßnahmen zur Bewältigung von Eingriffsfolgen erfolgt im Umweltbericht (Bertram 

Mestermann Büro für Landschaftsplanung, Warstein, 06/2025). 

 

Der Umweltbericht formuliert Kompensationsmaßnahmen und artenschutzrechtliche Vermei-

dungsmaßnahmen, nach derer Beachtung lediglich die Inanspruchnahme von Fläche als erheblich 

nachteilige Umweltauswirkung verbleibt. Aufgrund der in Kap. 2 beschriebenen besonderen Eig-

nung der Flächen für den Nutzungszweck und der bereits für weite Teile des geplanten Wohnge-

bietes auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung getroffenen Entscheidung zur Entwicklung 

eines Wohngebietes an der Stelle wird der geplanten Entwicklung eines zentrumsnahen Wohnge-

bietes im Ortsteil Vorrang vor dem Verzicht auf eine zusätzliche Bodenversiegelung gegeben.  

Die festsetzungsrelevanten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen werden auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung im Bebauungsplan Nr. 02/10 „Westlich des Siekbachs“ festgesetzt. 



Stadt Oerlinghausen – Begründung zur 28. Änderung des Flächennutzungsplanes 

6 

Durch die Bauleitplanung wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet. Die Vermeidung 

und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes (Eingriffsregelung nach dem BNatSchG) 

sind in die Abwägung einzustellen. Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie die Ermittlung 

geeigneter Flächen und Maßnahmen zur Kompensation der Eingriffe erfolgt im Rahmen des Um-

weltberichtes (Bertram Mestermann Büro für Landschaftsplanung, Warstein, 06/2025). 

 

Der Vergleich des Ausgangszustandes und des Planzustandes des Plangebietes zeigt ein Flächen-

wertdefizit von 21.614 Biotopwertpunkten. Dieser Kompensationsbedarf wird über das Ökokonto 

„Gut Niederbarkhausen“ der NRW-Stiftung, vertreten durch die Stiftung Westfälische Kulturland-

schaft, ausgeglichen.  

 

- Vollzogene Maßnahme: Waldumbau von Fichtenwald zu Eichen-Buchenwald auf etwa 

27.500 m² 

- Lage/Verortung: Stadt Oerlinghausen, Gemarkung Oerlinghausen, Flur 7, Flurstück 168 

 

Die Sicherung/Zuordnung der Punkte aus dem Ökokonto erfolgt vertraglich. 

7 Auswirkungen der Planung 

7.1 Klimaschutz und Energieeffizienz 

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches (geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung 

des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011) soll den 

Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwir-

ken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen 

werden (klimagerechte Stadtentwicklung). Dieser Grundsatz des § 1a (5) BauGB (ergänzende Vor-

schriften zum Umweltschutz) ist in der Abwägung nach § 1 (7) BauGB zu berücksichtigen. 

 

Eine zunehmende Flächenversiegelung hat zweifelsohne (stadt-)klimatische Auswirkungen. Im 

Rahmen der Umweltprüfung ist daher das Schutzgut „Klima und Luft“ zu prüfen, die planbedingten 

Auswirkungen darauf zu ermitteln und die Erheblichkeit der Auswirkungen abzuschätzen. Grund-

sätzlich führt ein Verlust von Freiflächen zu einer Reduzierung von Kaltluftentstehungsflächen und 

damit zu einer gewissen Veränderung des Kleinklimas. Gemäß Daten des Fachinformationssys-

tems Klimaanpassung des Landes Nordrhein-Westfalen (www.klimaanpassung-karte.nrw.de) wei-

sen die bisherigen Freiflächen ein „Freilandklima“ und die direkt anliegenden Siedlungen ein „Vor-

stadtklima“ auf. Für die Freiflächen wird darüber hinaus hinsichtlich der stadtklimatischen Funktion 

eine „geringe thermische Ausgleichsfunktion“ aufgeführt, sodass den Flächen keine besondere 

stadtklimatische Funktion im siedlungsstrukturellen Zusammenhang zukommt. Mikroklimatische 

Veränderungen werden im Vergleich zur Bestandssituation somit nicht bemerkenswert über das 

Plangebiet hinaus Einfluss haben. 

Durch Vorgaben zur Begrünung privater Grundstücksflächen und von Dachflächen sowie zum Aus-

schluss sog. Steingärten und zur Oberflächengestaltung von Stellplätzen, Zufahrten und Zuwegun-

gen werden zur Begrenzung der stadtklimatischen Auswirkungen wirksame Minderungsmaßnah-

men gegen nachteilige Auswirkungen auf stadtklimatische Prozesse im gem. § 8 (3) BauGB parallel 

in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 02/10 „Westlich des Siekbachs“ festgesetzt. 
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Hinsichtlich der Energieversorgung des Gebietes ist festzustellen, dass diese nicht über fossile 

Energieträger erfolgen soll. Durch einen Ausschluss der Verwendung fossiler Energieträger gemäß 

§ 9 (1) Nr. 23a BauGB und der Verpflichtung zur Ausstattung der Hauptbaukörper mit Anlagen zur 

Nutzung solarer Strahlungsenergie gemäß § 9 (1) Nr. 23b BauGB auf Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung (Bebauungsplan Nr. 02/10 „Westlich des Siekbachs“) kann ein wesentlicher Beitrag zu 

einer effizienten und klimaschonenden Gebietsversorgung gemacht werden. 

7.2 Immissionsschutz 

Im Rahmen der städtebaulichen Abwägung ist die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse nach § 1 (6) BauGB geboten, für die die Belange des Immissionsschutzes eine zentrale 

Bewertungsgrundlage darstellen. Dies ist auch im Rahmen der geplanten Bebauungsplanaufstel-

lung der Fall, da das geplante Baugebiet aufgrund der Lage an der Bahnlinie Lage–Bielefeld ver-

kehrlichen Immissionen unterliegt und der durch das geplante Wohngebiet ausgelöste Verkehr auf 

bestehende Wohnsiedlungen einwirkt. Zur sachgerechten Bewertung der immissionsschutzrecht-

lichen Situation wurde der „Fachbeitrag Schallschutz“ (RP Schalltechnik, Osnabrück, 02/2025) er-

stellt. 

Das schalltechnische Gutachten zeigt auf, dass die idealtypischen Orientierungswerte der DIN 

18005 innerhalb des Plangebietes nicht ohne Weiteres eingehalten werden können.  

Da das Plangebiet für die projektierten Nutzungen eine hohe Lagegunst aufweist und das 

Vorhaben einen aus Sicht der Stadtentwicklung sinnvollen Lückenschluss im Stadtgefüge erwirken 

kann, wodurch wiederum die planerisch gebotene Innenentwicklung forciert wird, soll dass 

Trennungsgebot in diesem Planfall überwunden werden. Dies ist möglich, da auf Grundlage des 

Schallgutachtens und daraus abgeleiteten Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 02/10 „Westlich 

des Siekbachs“  eine Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse im Sinne des § 1 (6) BauGB gelingt.   

7.3 Belange des Verkehrs 

Zur Bewertung der verkehrlichen Erschließung des Plangebietes und der Auswirkungen der Er-

schließungsplanung auf das umliegende Straßennetz wurde von SHP Ingenieure (Hannover, 

02/2025) eine Verkehrsuntersuchung erstellt. Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurden, un-

ter anderem veranlasst auf Anregung des Landesbetriebes Straßenbau (Straßen.NRW), zwei Er-

schließungsvarianten untersucht: Eine wie im städtebaulichen Konzept aufgezeigte Erschließung 

über die Mühlenstraße und die Goldstraße (in der Verkehrsuntersuchung „Variante A“) sowie eine 

ausschließliche Erschließung über die Mühlenstraße („Variante B“).  

 

Grundlage der Verkehrsuntersuchung ist eine am 26. April 2022 über den Zeitraum von 24 h durch-

geführte Verkehrszählung an drei Knotenpunkten: 

− Lagesche Straße (B66) / Goldstraße 

− Goldstraße / Mackenbrucher Straße 

− Bahnhofstraße / Mühlenstraße 

 

Auf Basis des städtebaulichen Konzeptes wurde zudem eine Verkehrserzeugung prognostiziert. 

Für die Wohnnutzung wird von 271 Wohnungen (bzw. 826 Einwohnern) ausgegangen. Zudem 

wurde für die geplante Kindertagesstätte eine Ausstattung mit 80 Plätzen angenommen (4-Zügig-

keit). Im Ergebnis der Verkehrserzeugung ergeben sich rd. 1.540 tägliche Kfz-Fahrten, die zeitlich 

und räumlich auf das Verkehrsnetz verteilt worden sind. In der Variante A (zweigeteilte Erschlie-

ßung von Norden und Süden) werden 70 % der Verkehre über die B66/Goldstraße und 30 % über 

die Mühlenstraße/Bahnhofstraße abgewickelt. Der Kitaverkehr wird zu 100 % über die 
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Mühlenstraße angesetzt, da die Kita im Norden des Gebietes im Nahbereich zur Mühlenstraße 

vorgesehen ist. In Variante B (ausschließliche Gebietserschließung über die Mühlenstraße) werden 

entsprechend 100 % der planinduzierten Verkehre über die Mühlenstraße abgewickelt.  

 

Im Analysefall, also ohne Berücksichtigung der planinduzierten Verkehre, zeigt sich für alle drei 

Knotenpunkte eine sehr gute Verkehrsqualität („QSV A“ = Wartezeit maximal 10 Sekunden) gemäß 

Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS). Für beide Erschließungsvarian-

ten zeigt sich im Prognosefall eine minimale Verschlechterung der Verkehrsqualität auf die Ver-

kehrsqualitätsstufe „QSV B“ am Knotenpunkt B66/Goldstraße (Variante A: Maximale Wartezeit = 17 

Sekunden; Variante B: Maximale Wartezeit = 11 Sekunden). 

  

Letztlich zeigt sich somit, dass das zusätzliche Verkehrsaufkommen in beiden Erschließungsvari-

anten an den betrachteten Knotenpunkten leistungsfähig abgewickelt werden kann. Unabhängig 

von der Erschließungsvariante wird eine geringfügige Erhöhung der Wartezeit prognostiziert, die 

zu einer Verschlechterung von einer sehr guten (QSV A) zu einer noch immer guten (QSV B) Ver-

kehrsqualität am Knotenpunkt B66/Goldstraße führt. An den beiden anderen Knotenpunkten führt 

die Prognose des planinduzierten Verkehrs nicht zu einer Verschlechterung der Verkehrsqualität 

(QSV A in der Analyse und der Prognose). 

 

Im Ergebnis, das auf Grundlage der Verkehrsuntersuchung mit Straßen.NRW abgestimmt wurde, 

können beide Erschließungsvarianten verträglich über das bestehende Straßennetz abgewickelt 

werden. Da eine Aufteilung der planinduzierten Verkehre auf zwei Erschließungspunkte vor allem 

den Vorteil hat, dass nicht alle Verkehre über die Bahnhofstraße und den Ortskern von Helpup 

fahren und die Prognoseverkehre ohne weitere Ausbaumaßnahmen leistungsfähig abgewickelt 

werden können, soll die ursprünglich bereits geplante zweigeteilte Erschließung über die Mühlen-

straße und die Goldstraße weiter verfolgt werden. 

 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die B66 im Bereich des Knotenpunktes mit der Gold-

straße bereits heute nicht den Ausbaustandards entspricht, da eigentlich eine Linksabbiegehilfe 

aus Richtung Bielefeld in die Goldstraße richtlinienkonform wäre. In der Verkehrsuntersuchung 

wird daher die Errichtung einer entsprechenden Linksabbiegehilfe empfohlen. Die Abstimmungen 

mit dem Landesbetrieb Straßenbau haben allerdings ergeben, dass aufgrund der sehr guten Leis-

tungsfähigkeit des Knotenpunktes (und nach Umsetzung der Planung noch immer guten Leis-

tungsfähigkeit) kein Anlass für eine baulicher Veränderung gegeben ist. Die Umsetzung der Pla-

nung verändert diese Einschätzung somit nicht. Inwieweit der Um-/Ausbau der B66 aus Richtung 

Bielefeld (vor allem der „Scherenkrug-Kreuzung“) zu einer Veränderung dieser Sachlage führt, ist 

durch ein Monitoring des Verkehrs zu beobachten. Erst wenn eine Verschlechterung eintritt, kön-

nen geeignete Maßnahmen entwickelt und umgesetzt werden. Dabei ist festzuhalten, dass die Ent-

wicklung des Plangebietes hier nicht der Auslöser sein und die Stadt Oerlinghausen entsprechend 

voraussichtlich nicht zur Kostentragung verpflichtet sein wird. 

7.4 Niederschlagswasserentsorgung 

Nach § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll das anfallende Niederschlagswasser ortsnah versi-

ckert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 

Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-recht-

liche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Im Nahbereich zum Siek-

bach ist aufgrund einer nicht ausreichend gegebenen Versickerungseignung des anstehenden 
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Bodens die Errichtung eines Regenrückhaltebeckens geplant, in das das anfallende Niederschlags-

wasser eingeleitet und anschließend gedrosselt in den Siekbach abgegeben wird. Die Entwässe-

rung des geplanten Wohngebietes wurde im Rahmen einer Entwässerungsplanung durch das In-

genieurbüro plan.b (Bielefeld) auf Grundlage des in Kapitel 6 dargestellten städtebaulichen Ent-

wurfes in Abstimmung mit dem Abwasserwerk Oerlinghausen konzipiert. Dabei konnte bestätigt 

werden, dass die Flächengröße des geplanten Regenrückhaltebeckens ausreichend dimensioniert 

ist, um das anfallende Niederschlagswasser zurückzuhalten und anschließend gedrosselt in den 

Siekbach einzuleiten. Entsprechende wasserrechtliche Genehmigungen werden beantragt. 

7.5 Belange der Landwirtschaft / Umwidmungssperrklausel nach § 1a BauGB 

Wenngleich es sich bei dem Plangebiet in Teilbereichen um eine landwirtschaftlich genutzte Fläche 

handelt, steht die Umwidmungssperrklausel des § 1a BauGB der Planung nicht entgegen, da im 

Innenbereich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen nicht gleichermaßen Schutz zukommt, wie 

vergleichbaren Flächen im Außenbereich. Das Plangebiet ist bereits allseitig von Siedlungsflächen 

umrahmt und kann damit zu einer aus Sicht der Stadtentwicklung sinnvollen Flächenentwicklung 

beitragen, da eine Ausweitung der Siedlungsflächen in den Landschaftsraum vermieden werden 

kann. Für weite Teile des geplanten Wohngebietes sieht der Flächennutzungsplan durch entspre-

chende Darstellung von Wohnbauflächen bereits eine wohnbauliche Entwicklung als Planungsziel 

vor, sodass damit bereits eine Standortentscheidung zugunsten einer wohnbaulichen Entwicklung 

getroffen wurde. Die in diesem Zusammenhang geplante Änderung von Flächen für die Landwirt-

schaft zugunsten von Wohnbauflächen ermöglicht eine sinnvolle zusammenhängende Entwick-

lung des Ortsteiles Helpup und entspricht somit den Vorschriften des § 1a BauGB, nach dem die 

bauliche Entwicklung der Kommunen vorrangig auf Innenbereiche zu konzentrieren ist und damit 

zu einem schonenden Umgang mit Grund und Boden beigetragen werden kann. Der Planbereich 

weist darüber hinaus mit seiner Lage eine Entwicklungsgunst für eine wohnbauliche Entwicklung 

auf, da die Versorgungsinfrastrukturen des Ortsteiles ebenso in fußläufiger Entfernung erreichbar 

sind wie soziale Infrastruktur (Grundschule Helpup). Aus den vorstehend dargelegten Gründen soll 

der angestrebten wohnbaulichen Flächenentwicklung Vorrang vor dem Erhalt der landwirtschaft-

lichen Nutzflächen eingeräumt werden.  

7.6 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Von der Planung sind keine Baudenkmäler betroffen. Nach derzeitigem Kenntnisstand werden zu-

dem weder Bodendenkmäler noch landschaftskulturell bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche 

von der Planung berührt. 

 

Das innerhalb des Änderungsbereiches gelegene Wohnhaus Mühlenstraße Nr. 29, dessen Abriss 

Voraussetzung für das geplante Regenrückhaltebecken ist, wurde in Abstimmung mit dem LWL-

Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen auf Denkmalwert geprüft. Im Ergebnis 

zeigt sich, dass sich ein erster Verdacht eines Denkmalwertes nicht erhärtet hat und das Gebäude 

somit nicht als Baudenkmal eingetragen wird. Der LWL teilt hierzu mit Schreiben vom 08.11.2022 

mit: „Nach denkmalfachlicher Bewertung Ihrer Einschätzung des im Betreff genannten Objekts 

(Anm.: Mühlenstraße 29) ist das Denkmalfachpflegeamt des Landschaftsverbandes der Auffas-

sung, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Denkmaleigenschaft (§ 2 DSchG NRW) nicht 

erfüllt sind.“ Die Mietverträge sind inzwischen gekündigt und das Gebäude steht entsprechend 

leer. Spätestens im Zusammenhang mit der Umsetzung der Planung wird das Gebäude abgerissen. 
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7.7 Hochwasserschutz / Starkregen 

Die Planung berührt weder festgesetzte Überschwemmungsgebiete noch in Gefahren- oder Risi-

kokarten dargestellte Bereiche. Die Belange des Hochwasserschutzes stehen der geplanten Ge-

bietsentwicklung somit nicht entgegen. 

 

Das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie hat für das Land Nordrhein-Westfalen zur Bewer-

tung der Beeinflussung von Starkregenereignissen die „Starkregenhinweiskarte für NRW“ zur Ver-

fügung gestellt (online abrufbar u. a. im Fachinformationssystem Klimaanpassung: 

https://www.klimaanpassung-karte.nrw.de).  

 

Gegenstand der Starkregenhinweiskarte ist auf Grundlage eines digitalen Geländemodelles eine 

Darstellung, wie sich Starkregenereignisse außerhalb von Fließgewässern auswirken können. 

Diese Darstellung wird dabei für zwei Starkregenszenarien vorgenommen: ‚Außergewöhnlicher 

Starkregen‘ (100-jährliche Wiederkehr gemäß regionaler meteorologischer Statistiken) und ‚Extre-

mer Starkregen‘ (90 mm pro Stunde und m²), wobei der gegenständlichen Abwägung der extreme 

Starkregen zugrunde gelegt wird.  

Der Starkregenhinweiskarte NRW ist zu entnehmen, dass für extreme Starkregenereignisse beglei-

tend zum Verlauf des Siekbaches Überschwemmungsereignisse prognostiziert werden. Diese Flä-

chen betreffen ein bereits bebautes Grundstück an der Mühlenstraße (Nr. 25, Flurstück 147, kürz-

lich mit einem Mehrfamilienhaus neu bebaut), das geplante Regenrückhaltebecken und die im 

Südosten begleitend zum Verlauf des Siekbaches vorgesehene Grünfläche. Da das Grundstück 

Mühlenstraße Nr. 25 (Flurstück 147) kürzlich neu bebaut wurde, ist davon auszugehen, dass diese 

potenzielle Problemlage im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens festgestellt, bewertet und 

durch geeignete Maßnahmen entschärft wurde. Im Bereich des geplanten Regenrückhaltebeckens 

und der Grünfläche entlang des Siekbachs entsteht keine Relevanz für die Abwägung, da die Flä-

chen der geplanten allgemeinen Wohngebiete und damit die geplanten Baugrundstücke hiervon 

nicht betroffen sind.  

Letztlich verbleibt zentral innerhalb der heutigen Ackerflächen ein Bereich, für den im Falle eines 

extremen Starkregenereignisses geringfügige Wasserstände prognostiziert werden (ca. 12–20 cm). 

Eine besondere Hinweis- oder Kennzeichnungspflicht resultiert daraus nach derzeitiger Einschät-

zung jedoch nicht, da mit den Erschließungs- und Entwicklungsarbeiten zur Herstellung des Wohn-

gebietes davon auszugehen ist, dass geringfügige topografische Senken (hier ca. 20 cm) bei Erdar-

beiten ausgeglichen werden.  

 



Stadt Oerlinghausen – Begründung zur 28. Änderung des Flächennutzungsplanes 

11 

 
Abbildung 3: Extremes Starkregenereignis – betroffene Bereiche in blau  

 Darstellung extremes Starkregenereignis: Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (2021) 

 https://www.klimaanpassung-karte.nrw.de/  

 

Unabhängig von dieser Einschätzung wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ein Hinweis 

mit einer Empfehlung zur überflutungssicheren Ausgestaltung der neu zu bebauenden Grundstü-

cke aufgenommen. Zudem wird die Tiefbauplanung unter Berücksichtigung sog. Notwasserwege 

konzipiert. Das bedeutet, dass die Höhenlagen der Straßen so ausgelegt werden, dass die Plan-

straßen in Verbindung mit den Grünflächen im Starkregenfall bei Überlastung der Kanalisation 

eine Ableitung des Wassers zum Regenrückhaltebecken sicherstellen. 

7.8 Grundwasserschutz 

Der Planbereich liegt innerhalb der Zone III C der „Wasserschutzgebietsverordnung Oerlinghau-

sen-Helpup-Asemissen“, festgesetzt mit Verordnung vom 24. Februar 2020. Die Verordnung dient 

dem Schutz des Grundwassers im Einzugsbereich der Wassergewinnungsanlage Helpup der Stadt-

werke Oerlinghausen GmbH und der Wassergewinnungsanlage Asemissen der Gemeinde Leo-

poldshöhe. 

 

Die Zone III (weitere Schutzzone) soll den Schutz vor weitreichenden Beeinträchtigungen, insbe-

sondere vor nicht oder schwer abbaubaren chemischen und vor radioaktiven Verunreinigungen, 

gewährleisten. Die einzelnen Verbotstatbestände und Genehmigungserfordernisse sind in Anlage 

A der Verordnung benannt.  
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Schutzzone IIIA 

- Für den Bau und Betrieb von geothermischen Anlagen (Erdwärmesonden, Kollektoren etc.) 

ist eine eigenständige wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. Bei der Planung von Erdwär-

mekollektoren ist darauf zu achten, dass diese nur genehmigungsfähig sind, sofern die An-

lage oberhalb der ersten grundwasserführenden Schicht errichtet wird (Abstand > 1,0 m 

zum höchsten zu erwartenden Grundwasserstand) und in den Anlagen nur nicht wasser-

gefährdende Stoffe eingesetzt werden. 

- Bei der Aufstellung einer Luft-Wärmepumpe ist die Leitung für das Kondensat an die Ka-

nalisation anzuschließen bzw. über die belebte Bodenzone (Mulde) zu versickern. 

- Das Errichten bzw. wesentliche Ändern von Kanalisation unterliegt einer eigenständigen 

Genehmigungspflicht gemäß den Vorgaben der Wasserschutzgebietsverordnung. 

- Stellflächen für Fahrzeuge sind in undurchlässiger Bauweise auszuführen.  

- Bohrungen, auch für die Brauchwassernutzung zur Gartenbewässerung, unterliegen einer 

eigenständigen Genehmigungspflicht gemäß den Vorgaben der Wasserschutzgebietsver-

ordnung. 

 

Schutzzone IIIC 

- Innerhalb der Schutzzone IIIC sind Bohrungen, die die Schichtfolge der schützenden Deck-

schichten durchteufen, verboten. 

 

Im Flächennutzungsplan ist die Lage im Wasserschutzgebiet mit der dargestellten „Wasserschutz-

zone“ nachrichtlich dargestellt. Diese Darstellung wird im Rahmen der gegenständlichen Änderung 

beibehalten und der Belang auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung damit ausreichend ge-

würdigt. 

7.9 Bodenschutz 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Altablagerungen bekannt. Die Bodenschutzbelange unter 

Berücksichtigung des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG), der Bundesbodenschutzverord-

nung (BBodSchV) und des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) werden wie folgt beurteilt: 

 

Begrenzung der Bodenversiegelung und Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen 

(Schadstoffe, Erosionen, Verdichtungen) 

Die Bodenversiegelung und -verdichtung wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (hier. 

Bebauungsplan Nr. 02/10 „Westlich des Siekbachs“, Aufstellung im Parallelverfahren gem. § 8 (3) 

BauGB) auf das dem Nutzungszweck (Wohngebiet) entsprechende Maß (Orientierungswert für 

Obergrenzen nach BauNVO) begrenzt. Ein Schadstoffeintrag in den Boden ist bei einem ordnungs-

gemäßen Bewohnen des zukünftigen Wohngebietes nicht zu erwarten. 

 

Erhalt schutzwürdiger Böden 

Schutzwürdige Böden sind nach der Karte des Geologischen Dienstes NRW nicht von der Planung 

betroffen. Gemäß Bodenkarte NRW (BK50) steht im Plangebiet „Pseudogley-Parabraunerde“ und 

damit ein regional weit verbreiteter und häufig anzutreffender Bodentyp an. Parabraunerde ist 

laut Bodenkarte NRW (BK50) als fruchtbarer Boden mit sehr hoher Funktionserfüllung als Rege-

lungs- und Pufferfunktion bzw. natürlicher Bodenfruchtbarkeit eingestuft. Die Schutzwürdigkeit 

wurde nicht bewertet. Der wohnbaulichen Flächenentwicklung soll im Rahmen der Abwägung Vor-

rang vor der landwirtschaftlichen Nutzung des Bodens eingeräumt werden (siehe auch Kap. 7.5). 
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7.10 Altlasten und Kampfmittel 

Im Geltungsbereich sind bisher weder Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen noch ent-

sprechende Verdachtsflächen im Sinne des Altlastenerlasses (Gem. RdErl. d. Ministeriums für Städ-

tebau und Wohnen, Kultur und Sport. - V A 3 - 16.21 - u. d. Ministeriums für Umwelt und Natur-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - IV-5-584.10/IV-6-3.6-21 - v. 14.03.2005) bekannt. 

Kampfmittelverdachtsflächen liegen nach derzeitigem Kenntnisstand ebenfalls nicht vor. 
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